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Sorge und Mitverantwortung in der Kommune  

Zum Thema "Sorge und Mitverantwortung in der Kommune – Aufbau und Sicherung 
zukunftsfähiger Gemeinschaften" wird eine Kommission von Sachverständigen unter 
breiter Beteiligung der Verbände und der Öffentlichkeit bis zum Frühjahr 2015 den 
Siebten Altenbericht erarbeiten. 
 
Sexuelle Identität respektieren 
 
Lebenspartnerschaften, Regenbogenfamilien 

Wir wissen, dass in gleichgeschlechtlichen Partnerschaften Werte gelebt werden, die 
grundlegend für unsere Gesellschaft sind. 
 
Wir werden darauf hinwirken, dass bestehende Diskriminierungen von gleichge-
schlechtlichen Lebenspartnerschaften und von Menschen auf Grund ihrer sexuellen 
Identität in allen gesellschaftlichen Bereichen beendet werden. Rechtliche Regelun-
gen, die gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaften schlechter stellen, werden wir 
beseitigen. Bei Adoptionen werden wir das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 
Sukzessivadoption zügig umsetzen. 
 
Die Arbeit der „Bundesstiftung Magnus Hirschfeld“ werden wir weiter fördern. 
 
Wir verurteilen Homophobie und Transphobie und werden entschieden dagegen vor-
gehen.  
 
Wir werden den „Nationalen Aktionsplan der Bundesrepublik Deutschland zur Be-
kämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und darauf bezoge-
ne Intoleranz“ um das Thema Homo- und Transphobie erweitern. 
 
Die durch die Änderung des Personenstandrechts für intersexuelle Menschen erziel-
ten Verbesserungen werden wir evaluieren und gegebenenfalls ausbauen und die 
besondere Situation von trans- und intersexuellen Menschen in den Fokus nehmen 
 
Integration und Zuwanderung gestalten 
 
Deutschland ist ein weltoffenes Land. Wir begreifen Zuwanderung als Chance, ohne die 
damit verbundenen Herausforderungen zu übersehen. In den letzten Jahren haben wir 
bei der Teilhabe von Zuwanderern und dem Zusammenhalt unserer Gesellschaft we-
sentliche Fortschritte erzielt. Migranten leisten einen bedeutenden Beitrag zum Wohl-
stand und zur kulturellen Vielfalt unseres Landes. Leitlinie der Integrationspolitik bleibt 
Fördern und Fordern. Wir erwarten, dass Angebote zur Integration angenommen wer-
den. Jedoch ist Integration ein Prozess, der allen etwas abverlangt. Sie ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe. Für alle gilt selbstverständlich die Werteordnung des 
Grundgesetzes.  
 
Für in Deutschland geborene und aufgewachsene Kinder ausländischer Eltern entfällt in 
Zukunft der Optionszwang und die Mehrstaatigkeit wird akzeptiert. Im übrigen bleibt es 
beim geltenden Staatsangehörigkeitsrecht. 
 


